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7  Verantwortlichkeit und Haftung bei manipulierten Maschinen

7.1  Verantwortung des Herstellers

7.1.1 Offentlich-rechtliche Verantwortung

Den Hersteller trifft eine éffentlich-rechtliche Verantwortung aus dem Geréte- und
Produktsicherheitsgesetz (GPSG), nur sichere Maschinen auf den Markt zu bringen.
Die Marktkontrolle fGhren die staatlichen Gewerbeaufsichtsémter der Lénder durch.
Soweit die Maschinen beim Inverkehrbringen nicht den Vorschriften entsprechen, steht
der Gewerbeaufsicht das Recht zu Beanstandungen zu. Dies kann bei ausgelieferten
Maschinen in Abhéngigkeit von der Geféhrdung zu einer Rickrufaktion fUhren, die fur
den Hersteller mit hohen Kosten und — bei einer Veréffentlichung der MaBnahme — mit

hohem Imageschaden verbunden sein durfte.

In Ausfillung des Gesetzes dirfen nach § 2 der 9. Verordnung zum GPSG Maschinen
oder Sicherheitsbauteile nur in Verkehr gebracht werden, wenn sie u. a. den grund-
legenden Sicherheitsanforderungen des Anhangs | der Richtlinie 89/392/EWG ent-
sprechen. Demzufolge diUrfen Schutzeinrichtungen gemaf3 Abschnitt 1.4.1. des
Anhangs | nicht auf einfache Weise umgangen oder unwirksam gemacht werden
kénnen, d. h. sie missen Uber verlassliche Sicherheitssysteme verfigen, die nur schwer
aufler Betrieb zu setzen sind. Werden diese Anforderungen nicht erfillt, kann die
Marktaufsicht im Rahmen ihrer Méglichkeiten unter Beachtung des VerhéltnisméaBig-

keitsgrundsatzes einschreiten.

7.1.2 Zivilrechtliche Produktverantwortung

Durch das Produkthaftungsgesetz ist das Problem der zivilrechtlichen Produktverant-
wortung stérker in das Bewusstsein der Offentlichkeit und damit auch der Hersteller
und Betreiber gertckt. Die Produkthaftung verteilt sich auf mehrere an der Herstellung
und dem Betrieb von Maschinen und Schutzeinrichtung beteiligten Personen, wie

Produzenten, Importeure und Handler.
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Produkthaftung nach § 823 Abs. 1 und Abs. 2 BGB

Der Schwerpunkt der Produkthaftung liegt zweifellos beim Hersteller, denn nach § 823
Abs. 1 Birgerliches Gesetzbuch (BGB) haftet er fir Konstruktions-, Fabrikations- und
Instruktionsfehler sowie fir eine Verletzung der Produktbeobachtungspflicht. Der
delikisrechtliche SorgfaltsmafBstab wird vom Bundesgerichtshof (BGH) an strengen
Beurteilungskriterien ausgerichtet, und zwar an den jeweils neuesten sicherheitstechni-
schen Erkenntnissen. Dabei gentgt es nicht, dass die allgemein anerkannten Regeln
der Technik — wie z. B. DIN-Normen, VDE-Bestimmungen — eingehalten sind. Liegen
erreichbare Erkenntnisse vor, die Uber diesen Standard hinausgehen, sind diese neue-
ren Erkenntnisse einzuhalten. Neben den erwahnten Konstruktions-, Fabrikations-
(Produktions-) oder Instruktionsfehlern kann die Verletzung von Organisationspflichten
ebenfalls zu einer Haftung fGhren. Voraussetzung hierfur ist, dass der Hersteller seinen

Betrieb nicht so organisiert hat, dass Fehler der genannten Art nicht auftreten bzw. bei

Kontrollen entdeckt werden (BGH, NJW 1995, 2162).

Dariber hinaus trifft den Hersteller eine Produktbeobachtungspflicht, in dem er auch
nach dem Inverkehrbringen des Produktes dieses auf unentdeckt gebliebene schad-
liche Méngel sowie Gefahren verursachende Verwendungsfolgen hin beobachtet und

erforderlichenfalls vom Markt zurickruft.

Ferner hat der Hersteller im Rahmen seiner Instruktionspflichten die Benutzer auf

mogliche Gefahren und die korrekte Handhabung seiner Produkte ausdricklich hin-

zuweisen (OLG Frankfurt, NJW-RR 1997, 1519).

Die Rechtsprechung nimmt in Fragen im Zusammenhang mit der Produkthaftung eine
so genannte Beweislastumkehr vor, indem sie von dem Grundsatz, dass der An-
spruchsteller alle anspruchsbegrindenden Tatsachen zu beweisen hat, zugunsten des
Anspruchstellers abweicht. Dem Anspruchsteller wirde es regelméBig nicht gelingen,
dem Hersteller eines fehlerhaften Produktes ein Verschulden nachzuweisen. Ublicher-
weise verfigt er nicht Gber Kenntnisse und Einblicke in das Unternehmen des Herstel-
lers sowie in dessen Organisationsstruktur. Eine Haftung des Herstellers wirde somit

mangels nachweisbaren Verschuldens regelméfBig entfallen.
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Nach der Rechtsprechung reicht es daher aus, wenn der Geschéadigte das Vorliegen
eines Fehlers und seine Ursdchlichkeit fir den eingetretenen Schaden nachweist. Der
Hersteller kann sich nur von einem Verschuldensvorwurf befreien, wenn er nachweist,

dass er seinen Pflichten ordnungsgemaf nachgekommen ist.

Verfugt eine Maschine Uber eine nicht sicherheitsgerechte Lésung und kommt es bei
einem Verwender aufgrund eines fehlerhaften Produktes zu einem Personenschaden
und es liegt ein Verschulden des Herstellers vor, indem er bei seiner Konstruktion den
Stand der Technik nicht beachtet hat, kann sich eine Haftung des Herstellers aus dem
Gesichtspunkt der Produktverantwortung ergeben. Weitere Haftungsgrundlagen for
die Produzentenhaftung ergeben sich aus § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit einem
Schutzgesetz wie dem GPSG. Ein Verstof3 des Herstellers gegen ein Schutzgesetz kann

ebenfalls einen Haftungsanspruch auslésen.

Ersatzpflicht nach dem Produkthaftungsgesetz

Das Produkthaftungsgesetz sieht eine verschuldensunabhéngige Haftung (Geféhr-
dungshaftung) fur fehlerhafte Produkte vor. So hat ein Produkt nach § 3 des Produki-
haftungsgesetzes einen Fehler, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die unter Berick-
sichtigung aller Umsténde erwartet werden kann. Darunter versteht man, dass das
Produkt zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens hinsichtlich Konstruktion, Fabrikation
und Instruktion dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik, soweit erkennbar
und ermittelbar, und den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen
muss (BGHZ 80, 186). Auch hier gilt, dass die technischen Normen den Ublichen,
jedenfalls den Mindeststandard an Sicherheit darstellen, dessen Einhaltung die Allge-
meinheit berechtigterweise erwartet. Ihre Nichteinhaltung ist ein Konstruktionsfehler.
Im Grundsatz spricht ihre Einhaltung dafir, dass das Produkt den sicherheitstech-
nischen Erwartungen entspricht, schlieBt aber nicht in jedem Fall eine abweichende
Beurteilung aus. Vielmehr sind die genannten Regeln im Einzelfall ergénzungsbedurf-

tig nach dem objektiv erkennbaren oder ermittelbaren Stand von Wissenschaft und

Technik.
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7.1.3 Strafrechtliche Verantwortung

Kommt durch eine fehlerhaft konstruierte Maschine ein Mensch zu Schaden (fahrléssi-
ge Kérperverletzung oder gar fahrléssige Tétung), kommt for den Hersteller eine straf-
rechtliche Verantwortlichkeit in Betracht. Eine fehlerhaft konstruierte Maschine kénnte

zum Beispiel dann vorliegen, wenn
O keine angemessenen Schutzeinrichtungen vorgesehen sind,

O Schutzeinrichtungen auf einfache Weise umgangen oder unwirksam gemacht

werden kénnen,

O fur den Betrieb der Maschine notwendige Sonderbetriebsarten, z. B. fir das Ein-

richten, nicht vorgesehen sind,

[ keine angemessenen MaBnahmen gegen einen vorhersehbaren Missbrauch

getroffen sind.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) folgt aus vorangegangenem
pflichtwidrigen Gefdhrdungsverhalten eine Garantenstellung des Herstellers. Danach
ist derjenige, der durch pflichtwidriges Vorverhalten eine Gefahrenlage fur Dritte
geschaffen hat, verpflichtet, den dadurch drohenden Schaden abzuwenden. Dies wird
der Fall sein, wenn die mit Fehlern behaftete Maschine allein fir den Kérperschaden
urséchlich geworden ist. Allerdings wird man dies bei manipulierten Maschinen kaum

unterstellen kénnen.

7.2 Verantwortung des Unternehmers

Der Schwerpunkt der Verantwortung und Haftung im Arbeitsschutz liegt beim Unter-
nehmer. Da die Verantwortung des Unternehmers fir Sicherheit und Gesundheits-
schutz Bestandteil seiner unternehmerischen Gesamtverantwortung ist, richten sich die
meisten Arbeitsschutzvorschriften auch an ihn. Unternehmer kann sein der Inhaber als
Einzelunternehmer, der GeschaftsfGhrer bei einer GmbH, der vertretungsberechtigte
Gesellschafter bei einer OHG oder KG, der Geschéftsfihrer der GmbH bei einer
GmbH & Co. KG, der Vorstand bei einer Aktiengesellschaft oder Genossenschaft.
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Gemaf der allgemeinen Firsorgepflicht aus einem bestehenden Arbeitsverhdltnis hat
der Unternehmer die Verpflichtung, fir Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer zu
sorgen. Nach den §§ 617, 618 BGB und § 62 HGB ist er verpflichtet, R&ume, Vorrich-
tungen und Gerdtschaften, die er zur Verrichtung der Dienste zu beschaffen hat, so
einzurichten und zu unterhalten, dass der Arbeitnehmer gegen Gefahren fir Leben
und Gesundheit soweit geschitzt ist, wie die Natur des Betriebes und der Arbeit es

gestatten.

Diese arbeitsvertragliche Firsorgepflicht des Unternehmers erfasst alle Dienst- und
Arbeitsverhéltnisse und ist geméf3 § 619 BGB unabdingbar. Damit will der Gesetz-

geber abweichende Parteivereinbarung grundsaizlich verhindern.

Diese insbesondere im Arbeitsschutz ausgeprégte gesetzliche Fursorgepflicht wird

in zahlreichen staatlichen Arbeitsschutzvorschriften und Unfallverhitungsvorschriften
(UVVen) néher beschrieben. So geben das Arbeitsschutzgesetz (§ 3), die Betriebs-
sicherheitsverordnung (88 3, 4), § 15 Abs. 5 SGB VII, § 130 Gesetz Uber Ordnungs-
widrigkeiten (OWIG) Inhalt und Umfang der arbeitsvertraglichen Firsorgepflicht
wieder. Bei den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sowie den Unfallverhitungsvor-
schriften handelt es sich um 6ffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Unternehmer
eine hoheitsrechtliche Verpflichtung auferlegen. Unterlegt werden diese Vorschriften
vielfach von Erkenntnissen, die in ihrem Rechtscharakter unterhalb von Rechtsnormen
angesiedelt sind, wie z. B. bei allgemein anerkannten Regeln der Technik, Regeln des
Standes von Sicherheit und Technik sowie arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse. Diese
Regeln und Empfehlungen sind ebenfalls zur Konkretisierung der Firsorgepflicht des

Unternehmers mit heranzuziehen.

Die Maf3nahmen, die der Unternehmer zum Schutz der Versicherten zu treffen hat,

lassen sich wie folgt beschreiben bzw. zusammenfassen:

O sachliche MaBnahmen, wie sicherheitsgerechte Einrichtungen und Unterhaltung

der Arbeits- und Sozialrdume, betriebliche Regelungen, Maschinen und Geréte,
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O organisatorische MaBnahmen, wie Einrichtung und Unterhaltung einer betrieb-
lichen Sicherheitsorganisation, die sich an der Gré3e und den Gefahren des

Betriebes orientiert,

[ personenbezogene Mafinahmen, wie Auswahl und Bestellung fachlich geeigneter

Mitarbeiter und deren Beaufsichtigung.

7.3 Delegation von Unternehmerpflichten

Neben dem Unternehmer tragen die betrieblichen Fihrungskréfte vor Ort ein hohes
Maf3 an Verantwortung fir den Arbeitsschutz in den Betrieben, ohne dass sie in den
Arbeitsschutzbestimmungen ausdricklich Erwdhnung finden. Das Arbeitsschutzgesetz
(ArbSchG) sieht in § 13 Abs. 2 lediglich vor, dass Fihrungskrafte mit der Wahrneh-
mung von Unternehmerpflichten im Arbeitsschutz schriftlich zu beauftragen sind. For
den nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ArbSchG genannten Personenkreis, die ein Unter-

nehmen oder einen Betrieb selbst leiten, ist eine schriftliche Beauftragung entbehrlich.

Ein weiteres Indiz for die Ubernahme von Unternehmerpflichten ist die meist arbeits-
vertraglich nicht nur voribergehende Weisungsbefugnis einschlieBlich der Verfo-
gungsbefugnis Uber einen Geldetat, um unmittelbar Einfluss auf die DurchfGhrung
und Gestaltung von ArbeitsschutzmafBnahmen nehmen zu kénnen. Dabei hat sich der
Unternehmer seiner eigenen Pflichten nicht entledigt, sondern er muss eine sorgféltige
und fachkundegeméBe Auswahl treffen und hat darGber hinaus zu kontrollieren, ob
die Ubertragenen Pflichten auch wahrgenommen werden (vgl. § 13 Abs. 2 ArbSchG,
§ 130 Abs. 1 Satz 2 OWiG). Bei einer wirksamen Ubertragung von Unternehmer-
pflichten treffen den Verpflichteten alle Anforderungen aus den Arbeitsschutzbestim-
mungen, deren Erfillung er in eigener Verantwortung sicherzustellen hat. Insoweit
gelten fUr diesen Personenkreis die Grundpflichten des Unternehmers nach § 3 Abs. 1
ArbSchG sowie § 2 UVV ,Grundsétze der Prévention” (BGV A1) gleichermaflen. Im
Rahmen der Ubertragenen Pflichten haftet er geméf3 § 13 BGV AT, § 9 Abs. 2 OWIG

wie ein Unternehmer.
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7.4 Verantwortung der Versicherten

Die Beschéftigten eines Unternehmers trifft die arbeitsschutzrechtliche Verpflichtung,
die dem Arbeitsschutz dienenden Mafinahmen des Unternehmers zu unterstitzen.

Diese Verpflichtung ergibt sich u. a. aus seiner arbeitsvertraglichen Nebenpflicht der
Arbeitsverhdltnisse, den 8§ 15 und 16 ArbSchG, § 21 Abs. 3 SGB VII, §§ 15 bis 18
BGV Al.

Im Rahmen dieser Verpflichtung haben die Versicherten Einrichtungen, Arbeitsmittel
und Arbeitsstoffe sowie Schutzvorrichtungen bestimmungsgeméf3 und entsprechend
den ihnen Ubertragenen Arbeitsaufgaben zu benutzen. Eine besondere Unterstit-
zungspflicht gegentber dem Unternehmer oder dem zustédndigen Vorgesetzten besteht
bei jeder festgestellten unmittelbar erheblichen Gefahr fur die Sicherheit und Gesund-
heit sowie bei jedem an den Schutzvorrichtungen und Sicherheitssystemen festgestell-
ten Defekt. Derartige Gefahren und Sicherheitsdefizite sind den Verantwortlichen

unverziglich, d. h. ohne schuldhaftes Zégern, zu melden.

Bei der Feststellung von Mdngeln an Arbeitsmitteln, Einrichtungen oder Arbeitsverfah-
ren hat ein Versicherter den Mangel unverziglich zu beseitigen, soweit dies zu seinen
Arbeitsaufgaben gehért und er Uber die notwendige Beféhigung verfugt. Ist dies nicht

der Fall, hat er den Mangel dem Vorgesetzten unverziglich zu melden.

7.5 Haftungsfolgen

Fir die vorgenannte Verantwortung des Unternehmers und der Versicherten kénnen
Pflichtverletzungen im Bereich des Arbeitsschutzes rechtliche Folgerungen entfalten. So

kénnen sich Haftungsfolgen aus folgenden Bereichen ergeben:
O Strafrecht,

O Ordnungswidrigkeitenrecht,

O Zivilrecht,

O Arbeitsrecht.
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7.5.1 Strafrechtliche Folgen

Mit dem Strafrecht wird insbesondere Rechtsschutz fur die Guter betrieben, die fir
das Zusammenleben in der staatlichen Gemeinschaft unabdingbar sind. Bei diesen
wichtigen Rechtsgutern handelt es sich um die Unversehrtheit der Gesundheit, des

Lebens und von Freiheit und Eigentum.

Die wichtigsten Straftatbestdnde finden sich im Strafgesetzbuch (StGB), wie z. B. (fahr-
lassige) Kérperverletzung (88 223, 229 StGB) oder gar fahrldssige Tétung (88 212,
222 StGB). Die Aufgabe der Ermittlung und Strafverfolgung obliegt allein der Staats-
anwaltschaft bzw. den Strafgerichten. Im Strafmaf3 kénnen Geld- und Freiheitsstrafen

verhdngt werden.

Strafrechtliche Folgen bei Kérperverletzung und Tétung

Im Zusammenhang mit Arbeitsunféllen sind meist die Tatbesténde fir Kérperver-
letzung und Tétung von praktischer Bedeutung. Fur eine strafrechtliche Verfolgung

mussen folgende Voraussetzungen bei einem Unfall vorliegen:
[ der Unfall fohrt zu einer Verletzung oder zum Tod eines Menschen und

3 der Unfall wurde durch eine rechtswidrige Handlung (Tun oder Unterlassen)

eines anderen verursacht,
O die rechtswidrige Handlung erfolgte schuldhaft (fahrléssig oder vorsétzlich).

Der Schwerpunkt der Betrachtung durfte im rechtswidrigen Handeln liegen, das durch
ein Tun oder Unterlassen gegeben sein kann. Bezogen auf den Sachverhalt der Mani-
pulation von Schutzeinrichtungen an Maschinen wird in der Person des Unternehmers
in den wenigsten Fdllen eigenes Tun vorliegen. Die Untersuchungen zeigen, dass

eigenhdndige Manipulationen durch den Unternehmer so gut wie nicht vorkommen.

Anders stellt es sich dar, wenn der Unternehmer Kenntnis von der Manipulation hat,
diese aber duldet bzw. nicht einschreitet. Hier liegt der Schwerpunkt des Handelns in

einem Unterlassen. Dieses kann rechtswidrig sein, wenn es eine gebotene Handlung
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darstellt, d. h. dem Verantwortlichen obliegt aufgrund einer so genannten Garanten-
stellung eine fest umrissene Rechtsverpflichtung zur UnfallverhiGtung, mithin eine Pflicht
zum Tatigwerden (§ 13 StGB). Eine allgemeine oder moralische Verpflichtung zum

Tatigwerden wird hierbei nicht als ausreichend angesehen.
Die Garantenstellung kann sich ergeben aus:
O Einer Rechtsvorschrift

Die Pflicht des Unternehmers, for Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
zu sorgen, ergibt sich bereits aus den gesetzlichen Vorschriften (ArbSchG, SGB VII),
in denen eine umfassende Zusténdigkeit fUr die Prévention, insbesondere fir die Um-

setzung der zu treffenden Mafinahmen, festgelegt ist.
O Einer vertraglich oder auf andere Weise Ubernommenen Aufgabe

Hieraus lasst sich eine Verantwortung for den in der betrieblichen Hierarchie stehen-

den Linienvorgesetzten sowie fir den besonders Beauftragten ableiten.

Anmerkung: Sicherheitsfachkréfte und Betriebsérzte haben aufgrund ihrer gegeniber
dem Unternehmer lediglich unterstitzenden Funktion keine Garantenstellung, da

sie mangels Vorgesetzteneigenschaft keine Abwendungsbefugnis bzw. Beseitigungs-
moglichkeit von Méngeln haben. Diese Pflicht, Unfélle zu vermeiden, obliegt den

Unternehmern sowie den betrieblichen Vorgesetzten.

Etwas anderes kann sich ergeben, wenn Sicherheitsfachkréfte und Betriebsérzte neben
dieser Funktion weitere Aufgaben im Unternehmen mit Vorgesetzteneigenschaft und
damit Weisungsbefugnis haben. Aus dieser Verantwortlichkeit kann sich wiederum

eine Garantenstellung ergeben.
O Vorausgegangenem gefahrlichen Tun

Diese Fallkonstellation kann auf den Unternehmer, aber auch auf jeden Mitarbeiter

zutreffen.
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Beispiel fur das Unterlassen einer gebotenen Handlung:

Der Meister sieht, dass an einer Maschine eine Schutzvorrichtung fehlt. Er unterl&sst
es, die dort Beschéaftigten darauf hinzuweisen und die entsprechenden Anweisungen
zu geben. Ein Beschaftigter, der an dieser Maschine arbeitet, verletzt sich an der frei

zugdnglichen Gefahrenstelle.
Ergebnis: Fahrlassige Kérperverletzung durch Unterlassen.

Die gleiche Bewertung ergibt sich, wenn ein MaschinenfUhrer die Sicherheitsein-
richtung an einer Maschine manipuliert, sie damit aufler Funktion setzt und diese
bei Schichtende nicht wieder rickgéngig macht. In der Folge wird der néchste an
der Maschine Beschaftigte verletzt. Auch hier liegt ein Fall der fahrléassigen Kérper-

verletzung durch Unterlassen vor.
O Schuldhaftes Handeln

Als weitere Strafbarkeitsvoraussetzung muss ein Schuldvorwurf gegeben sein, d. h. es
muss ein fahrldssiges oder vorsétzliches Handeln vorliegen. Ein fahrldssiges Handeln
im Sinne des Strafrechts liegt bei demjenigen vor, der die Sorgfalt, zu der er nach
seinen persdnlichen Kenntnissen und Féhigkeiten im Stande gewesen wére, aufler

Acht |&sst.

Bei der Beurteilung der Fahrldssigkeit legt das Gericht die Ausbildung, die Erfahrung

und den Intellekt des Beschuldigten zugrunde.

Vorsatzlich handelt, wer die Folgen seiner Handlung kennt und diese Folgen bewusst,
d. h. mit Wissen und Wollen, herbeifGhrt oder billigend in Kauf nimmt. Dabei bestim-
men Art und Schwere des Verschuldens neben anderen (auch persénlichen) Faktoren

die Hohe der Strafe.

In den geschilderten Beispielen wird man nicht unterstellen kénnen, dass Kérperver-
letzungen wissentlich und willentlich herbeigefhrt oder billigend in Kauf genommen

wurden. Deshalb scheidet hier Vorsatz aus, es bleibt beim Fahrlassigkeitsvorwurd.
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7.6 Ordnungswidrigkeiten

Mit dem Ordnungswidrigkeitenrecht hat der Staat ein Instrumentarium geschaffen,
mit dem die Einhaltung von festgelegten Gemeinschaftsregeln sichergestellt bzw. Ver-
stéBe dagegen geahndet werden kénnen. Bereits die Nichtbeachtung einer buf3geld-
bewehrten Vorschrift kann geahndet werden. Hierbei muss es nicht zwangsléufig zu
einem Unfall oder zur Verletzung eines Beschéftigten gekommen sein. Ordnungs-
widrigkeitentatbesténde finden sich in den verschiedensten Bereichen, wie z. B. im
StraBBenverkehrsrecht, Umwelt- und Arbeitsschutzrecht, in der Gewerbeordnung sowie

im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung.

7.6.1 Verhéngung von GeldbuBBen

Die Trager der gesetzlichen Unfallversicherung kénnen auf der Grundlage des Ord-
nungswidrigkeitengesetzes Geldbuf3en verhédngen, wenn der Tatbestand einer Rechts-
vorschrift durch eine rechtswidrige und vorwerfbare Handlung, die die Ahndung mit
einer Geldbuf3e zulasst, verwirklicht worden ist. Ordnungswidrigkeiten kénnen als
VerstéBe gegen Regelungen betrachtet werden, bei denen der Gesetzgeber noch nicht
die Notwendigkeit sieht, diese als Straftat zu bewerten und mit dem entsprechenden
Strafmaf3 zu versehen. Fur die gesetzliche Unfallversicherung sind die mafigeblichen
Ordnungswidrigkeitenbestimmungen nebst dem méglichen Bufigeldrahmen im SGB
VIl ndher beschrieben. Die buf3geldrelevanten Tatbestdnde, die fur den Préventions-

bereich der Berufsgenossenschaften ma3gebend sind, finden sich in § 209 SGB VII.

7.6.2 Praventionsauftrag/Anordnungsbefugnis

Gemaf § 14 SGB VIl haben die Berufsgenossenschaften (BGen) mit allen geeigneten
Mitteln fUr die VerhUtung von Arbeitsunféllen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren sowie fir eine wirksame Erste Hilfe zu sorgen. Bei der Durch-
fUhrung ihrer Aufgaben sind die technischen Aufsichtsdienste der BGen auf die Mitwir-
kung einer Vielzahl von Institutionen und Personen, insbesondere auf Unternehmer

und Versicherte, angewiesen. Im Rahmen dieser Tatigkeit streben Aufsichtspersonen
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an, durch eine umfassende Beratung und Hilfestellung in den Betrieben préventiv zu

wirken.

Soweit hierbei Schwierigkeiten auftreten, besteht im Einzelfall die Méglichkeit, zur
ErfUllung der Pilichten aufgrund von UVVen oder zur Abwendung besonderer

Unfall- oder Gesundheitsgefahren, Anordnungen nach § 17 Abs. 1 Satz 2 SGB VI

zu erlassen. DarUber hinaus ist die Aufsichtsperson berechtigt, bei Gefahr im Verzuge

sofort vollziehbare Anordnungen zur Abwendung von arbeitsbedingten Gefahren fir

Leben oder Gesundheit nach § 19 Abs. 2 SGB VII zu treffen.

RechtsverstéfBe gegen eine buBBgeldbewehrte UVV kénnen dariber hinaus auch als

Ordnungswidrigkeit mit einem Buf3geld geahndet werden.

7.6.3 BuBgeldbewehrte Tatbestéinde

Fir die hier vorliegende Thematik sind folgende buBBgeldbewehrte Tatbesténde von

praktischer Bedeutung:

Nach § 209 SGB VIl handelt ordnungswidrig, wer vorsétzlich oder fahrldssig als

Unternehmer (oder gleichgestellter Vertreter) oder Versicherter
O gegen eine buBgeldbewehrte UVV verstof3t (§ 209 Abs. 1 Nr. 1),
O gegen Einzelanordnungen einer Aufsichtsperson verstéBt (§ 209 Abs. 1 Nr. 2),

O eine Betriebsbesichtigung durch den technischen Aufsichtsdienst nicht duldet oder
behindert (§ 209 Abs. 1 Nr. 3).

Weitere buf3geldbewehrte Tatbestéinde im Gesetzestext, die hier jedoch nicht von

Bedeutung sind, folgen.

Soweit eine UVV eine sicherheitstechnische Einrichtung an einer Maschine fordert,
bzw. im Betrieb den Einsatz einer solchen vorsieht, stellt jeder Verstof3 hiergegen eine
Ordnungswidrigkeit dar, vorausgesetzt die entsprechende Vorschrift ist mit einer Buf3-

geldbewehrung versehen.
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Ebenso stellt ein Verstof3 gegen eine Einzelanordnung einer Aufsichtsperson eine
Ordnungswidrigkeit dar, die wiederum mit einem Bu3geld geahndet werden kann.
Der Bu3geldrahmen fir die im Préventionsbereich relevanten Verstéfe ist ebenfalls

im § 209 SGB VIl geregelt und kann bis zu 10 000,00 € betragen.

7.7  Zivilrechtliche Folgen

7.7.1 Allgemeine Schadensersatzanspriche

Das allgemeine Schadensersatzprinzip des Zivilrechts verlangt von jedem, der einen
anderen schuldhaft (vorsatzlich oder fahrléssig) schédigt, die finanziellen Folgen zu
tragen. Die hier einschldgigen Vorschriften der §§ 823 ff. BGB regeln die Wiedergut-
machung von Schéden, die der Geschadigte durch eine so genannte unerlaubte
Handlung eines Schadigers erlitten hat. Unter einer ,,unerlaubten Handlung” wird der
widerrechtliche Eingriff in gesetzlich geschitzte Rechtsgiter einer Person, wie Leben,
Kérper, Gesundheit, Freiheit und Eigentum, durch ein Tun oder Unterlassen verstan-
den. Gemaf3 § 823 Abs. 1 BGB hat der Schadiger dem Geschadigten Ersatz zu leisten
fur entstandene Kérper-, Vermdgens- und Sachschdden. Unter Personenschaden
fallen Behandlungskosten, Einkommensverluste, andere unmittelbar mit dem Kérper-
schaden verbundene Vermdgensnachteile sowie Schmerzensgeld fir die erlittene

Kérperschadigung.

7.7.2 Regulierung des Schadens im Unfallversicherungsrecht

Hat ein Unternehmer einem seiner Beschéftigten einen Schaden zugefigt, indem

er z. B. eine Schutzeinrichtung an einer Maschine entfernt hat oder deren Entfernung
duldet, so treten demnach die vorgenannten zivilrechtlichen Regelungen nicht ein.
Vielmehr entfdllt die zivilrechtliche Haftung (§ 104 SGB VII) zugunsten einer so
genannte Ablésung der Unternehmerhaftpflicht, d. h. der entstandene Schaden wird
durch die gesetzliche Unfallversicherung ausgeglichen. Dies gilt jedoch nur fir Per-

sonenschéden. Bei Sachschéden verbleibt es bei der zivilrechtlichen Haftung.
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Dieses Haftungsprivileg greift auch fir den Arbeitskollegen des Geschéadigten, d. h.
auch dieser haftet nicht, selbst wenn er den Schaden durch betriebliche Tétigkeiten
verursacht hat (§ 105 SGB VII). Das vorgenannte Haftungsprivileg bewirkt, dass bei
Eintritt eines Arbeitsunfalls weder der Verletzte selbst noch seine Hinterbliebenen
Schadensersatzanspriche gegen den Unternehmer oder gegen den in seinem Betrieb
beschaftigten Verursacher des Unfalles durchsetzen kénnen. Dadurch werden auch

Schmerzensgeldanspriche ausgeschlossen.

Das Haftungsprivileg greift auch dann, wenn Beschaftigte verschiedener Unternehmen

vorUbergehend Tatigkeiten auf einer gemeinsamen Betriebsstatte austben (vgl. § 106

Abs. 2 SGB VII).

7.7.3 Zweck der Haftungsbeschrédnkung

Mit dieser Regelung sollen gerichtliche Auseinandersetzungen zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer sowie auch von Arbeitsnehmern untereinander im Interesse des
Betriebsfriedens vermieden werden. Allerdings sollen die Haftungsbeschréankungen
keinen Freibrief fUr eine leichtfertige Betriebsweise sowie die AuBBerachtlassung von
Arbeitssicherheitsvorschriften sein. Dafir sorgt die Vorschrift des § 110 SGB VII. Da-
nach ist die Anwendung des Haftungsprivilegs ausgeschlossen, wenn der Unfall vom
Schadiger vorsétzlich oder grob fahrléssig herbeigefGhrt worden ist. Die Haftung des
Schédigers fur eingetretene Schéaden wird nicht von der Berufsgenossenschaft ge-

tragen und richtet sich nach dem allgemeinen Schadensersatzrecht (§§ 823 ff. BGB).

7.7.4 Regressmoglichkeit der Berufsgenossenschaft

Grundsétzlich haftet jeder, der einen Versicherten schédigt, gegentber der Berufsge-
nossenschaft fir alles, was diese infolge des Arbeitsunfalls aufzuwenden hat, jedoch
nur bis zur Héhe des zivilrechtlichen Schadensersatzanspruches. Soweit die Haftung
durch das Haftungsprivileg eingeschrankt ist, haftet er nur, wenn er den Unfall vor-
satzlich oder grob fahrléssig herbeigefUhrt hat. Hierbei handelt vorsatzlich, wer einen
Unfall bewusst oder gewollt herbeigefUhrt hat. Grob fahrlassig handelt, wer schon

einfachste, ganz nahe liegende Uberlegungen nicht anstellt und leichtfertig handelt.
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Den Verletzten selbst kann die Berufsgenossenschaft auch bei Eigenverschulden nicht

in Regress nehmen.

Daher stellt sich bei manipulierten Maschinen die Frage, ob ein Abbau von Sicher-
heitseinrichtungen an einer Maschine oder deren Umgehung als grob fahrléssig zu
werten ist im Hinblick auf die Verletzung eines an dieser Maschine nach einem
Schichtwechsel Beschaftigten. Der Verletzte geht regelméfig davon aus und darf dies
auch, dass alle sicherheitstechnischen Einrichtungen an der Maschine vorhanden sind
und funktionieren. Hier handelt der Schéadiger leichtfertig, wenn er die abgebaute
Sicherheitseinrichtung nicht wieder anbringt bzw. die Umgehung nicht wieder aufhebt.
Die Berufsgenossenschaft kann beim Schadiger Regress nehmen. Das Gleiche gilt
gegenUber einem Unternehmer, der diesen Vorgang aktiv begleitet, in dem er ent-
sprechende Werkzeuge zur Verfigung stellt oder sich sogar aktiv am Abbau der
sicherheitstechnischen Einrichtungen beteiligt. Der Unternehmer handelt grob fahrlas-

sig, wenn er es unterl@sst, sicherheitswidrige Zustdnde in seinem Betrieb zu beseitigen.

Allerdings steht eine Regressforderung nach § 110 Abs. 2 SGB VII im Ermessen der
Berufsgenossenschaft. Sie kann auf die Forderung verzichten, wobei bei der Entschei-

dung vor allem die wirtschaftliche Lage des Schadigers zu bericksichtigen ist.

7.7.5 Forderungsibergang nach § 116 SGB X

Fir den Fall, dass ein Versicherter bei seiner betrieblichen Tétigkeit einen Schaden

an seiner Gesundheit erleidet, den ein anderer verursacht hat, der nicht haftungs-
privilegiert ist, wird der Verletzte zunéchst von der zusténdigen Berufsgenossenschaft
entschddigt. Soweit Leistungen erbracht werden, gehen die Forderungen des Gesché-
digten gegen den (betriebsfremden) Schédiger nach § 116 SGB X auf die Berufs-

genossenschaft Uber.

7.8 Arbeitsrechtliche Folgen

Aufgrund der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) ist die Arbeitnehmer-

haftung gegeniber dem Unternehmer nicht nur bei gefahrgeneigten, sondern bei
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allen betrieblichen Téatigkeiten, die durch den Betrieb veranlasst sind und aufgrund

des Arbeitsverhdltnisses erbracht werden, grundsatzlich eingeschrankt.

Danach haftet ein Arbeitnehmer im Falle einer Schlecht- oder Fehlleistung abhéngig
vom Verschuldensgrad regelméfig nur bei Vorsatz oder grober Fahrldssigkeit. Bei
Fahrlassigkeit des Arbeitnehmers kommt demgeméf allenfalls eine Teilhaftung des
Arbeitnehmers unter Berucksichtigung der Umsténde des Einzelfalles in Betracht.
Dabei kommt es auf verschiedene Faktoren an, wie Grad des Mitverschuldens, Ausbil-
dung, Berufserfahrung, Stellung im Unternehmen, Dauer der Betriebszugehdrigkeit

und Hohe des Verdienstes.

Die Rechtsprechung lésst eine Haftungshéhe von bis zu zehn Monatsgehéltern zu.

7.8.1 Arbeitsvertragliche Pflichten/Folgen

Zu den arbeitsvertraglichen Pflichten gehért for jeden Arbeitnehmer die Einhaltung
der Arbeitsschutzvorschriften. So besteht die Verpflichtung, mit den Einrichtungen, den
Arbeitsmitteln sowie den Arbeitsstoffen im Betrieb mit der im Verkehr erforderlichen
Sorgfalt umzugehen. Dem Arbeitgeber sind Stérungen und erkennbar drohende
Schaden fur Sicherheit und Gesundheit anzuzeigen sowie betriebliche Schéden ab-

zuwenden, soweit dies dem Arbeitnehmer méglich und zumutbar ist (siehe §§ 15, 16

ArbSchG).

Geht die Schadigung von einem anderen Arbeitnehmer aus, z. B. bei Verletzung von
UnfallverhGtungsvorschriften oder staatlichen Arbeitsschutzvorschriften, haben Arbeit-
nehmer, denen die Beaufsichtigung des Ubrigen Personals obliegt, eine Anzeigepflicht
gegenUber dem Arbeitgeber. Diese Verpflichtung tréfe z. B. einen Meister gegentber

dem Betriebsleiter bzw. diesen gegenUber der Unternehmensleitung.

Bei VerstéBen gegen die vorgenannten Pflichten, z. B. Weigerung, persénliche Schutz-
ausrUstung zu benutzen oder sicherheitstechnische Einrichtungen zurickzubauen,
setzt sich der Arbeitnehmer arbeitsvertraglichen Konsequenzen aus, wie Ermahnung,

Abmahnung oder Kindigung des Arbeitsverhdlinisses.
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Das BAG hat eine ordentliche Kindigung als gerechtfertigt angesehen, wenn der
Arbeitnehmer wiederholt gegen Arbeitsschutzvorschriften verstoBen und dadurch
mehrere Arbeitsunfdlle erlitten hat. Ausdriicklich wies das Gericht darauf hin, dass

der Arbeitgeber auch ohne einen Unfall zur Kindigung berechtigt gewesen ware.

7.9 Vergabe von Auftragen

Vor dem Hintergrund der Verantwortlichkeit des Unternehmers fir die Durchfihrung
der Prévention in seinem Unternehmen, insbesondere dafir, sichere bzw. nicht leicht
manipulierbare Maschinen zur Verflgung zu stellen, bietet es sich an, hierfor bereits
bei der Auftragsvergabe entsprechende Vorsorge zu treffen. So wird nach § 5 Abs. 2
BGV A1 der Unternehmer verpflichtet, bei der Erteilung eines Auftrages, Arbeitsmittel,
AusrUstungen oder Arbeitsstoffe zu liefern, dem Auftragnehmer schriftlich aufzugeben,
im Rahmen des Auftrages die fUr Sicherheit und Gesundheitsschutz einschlégigen
Anforderungen einzuhalten. Mit dieser Vorschrift soll bereits bei der Bestellung sicher-
gestellt werden, dass Maschinen den einschlagigen Arbeitsschutzvorschriften ent-
sprechen. In den Vertrag sollte daher aufgenommen werden, dass die zu liefernden
Produkte z. B. dem GPSG und hier insbesondere den einschldgigen Bestimmungen
des Anhangs 1 der Richtlinie 89/392/EWG entsprechen missen. Damit dirfen Schutz-

einrichtungen nicht auf einfache Weise umgangen werden kénnen.

Bei Nichteinhaltung dieser Forderung kénnte die Kaufsache mit einem Mangel behaf-

tet sein, die den Unternehmer (K&ufer) zur Méngelbeseitigung berechtigen wirde.

99



	7 Verantwortlichkeit und Haftung bei manipulierten Maschinen
	7.1 Verantwortung des Herstellers
	7.1.1 Öffentlich-rechtliche Verantwortung
	7.1.2 Zivilrechtliche Produktverantwortung
	7.1.3 Strafrechtliche Verantwortung

	7.2 Verantwortung des Unternehmers
	7.3 Delegation von Unternehmerpflichten
	7.4 Verantwortung der Versicherten
	7.5 Haftungsfolgen
	7.5.1 Strafrechtliche Folgen

	7.6 Ordnungswidrigkeiten
	7.6.1 Verhängung von Geldbußen
	7.6.2 Präventionsauftrag/Anordnungsbefugnis
	7.6.3 Bußgeldbewehrte Tatbestände

	7.7 Zivilrechtliche Folgen
	7.7.1 Allgemeine Schadensersatzansprüche
	7.7.2 Regulierung des Schadens im Unfallversicherungsrecht
	7.7.3 Zweck der Haftungsbeschränkung
	7.7.4 Regressmöglichkeit der Berufsgenossenschaft
	7.7.5 Forderungsübergang nach § 116 SGB X

	7.8 Arbeitsrechtliche Folgen
	7.8.1 Arbeitsvertragliche Pflichten/Folgen

	7.9 Vergabe von Aufträgen




